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ÖVP und FPÖ: Blitzverhandlungen für
neue Regierung im Budget-Notstand!

Am 14. Januar 2025 arbeitet die ÖVP mit der FPÖ an einer
neuen Regierung, während die SPÖ scharfe Kritik an den

gescheiterten Koalitionsverhandlungen übt.

Wien, Österreich - Nach dem Abbruch der
Koalitionsverhandlungen mit den Neos plant die ÖVP eine
Zusammenarbeit mit der FPÖ, um die Regierung zu bilden. In
Schnellverhandlungen einigten sich die beiden Parteien am
Wochenende auf eine grundlegende Sanierung des
Staatshaushalts. Parteichefs Herbert Kickl und Christian Stocker
kündigten an, dass durch Sparmaßnahmen, insbesondere beim
Klimabonus und der Bildungskarenz, ein milliardenschweres
Haushaltsdefizit ausgeglichen werden soll. In diesem
Zusammenhang hat die SPÖ eine aggressive Kampagne
gestartet, um gegen die Pläne der beiden Parteien zu
argumentieren, die sie für das massive Budgetloch von 24
Milliarden Euro verantwortlich macht. Laut der SPÖ haben



Banken und Konzerne von großzügigen Steuergeschenken
profitiert, die letztendlich von den Steuerzahlern finanziert
wurden. Diese Kritik konzentriert sich vor allem auf führende
Wirtschaftsvertreter der ÖVP, wie Harald Mahrer und Georg Knill,
die in den Augen der SPÖ für „Machthunger“ und politische
Entscheidungen, die auf Kosten des Sozialstaates und der
breiten Bevölkerung gehen, stehen.

Politische Turbulenzen um Herbert Kickl

Während die Regierungsverhandlungen im vollen Gange sind,
gerät Herbert Kickl, der FPÖ-Chef, unter Druck. Die Wirtschafts-
und Korruptionsstaatsanwaltschaft (WKStA) hat die Aufhebung
seines parlamentarischen Immunitätsantrags beantragt. Kickl
wird Verdacht vorgeworfen, im U-Ausschuss falsche Aussagen
gemacht zu haben. Die andere FPÖ-Abgeordneten, Martin Graf,
Harald Stefan und Norbert Nemeth, stehen unter Verdacht,
gegen das NS-Verbotsgesetz verstoßen zu haben, nachdem sie
an einem Begräbnis teilnahmen, bei dem ein als SS-Treuelied
bekanntes Lied gesungen wurde. In der parlamentarischen
Debatte wurde die Aufhebung der Immunität mit breiter
Mehrheit nahezu einstimmig von den Abgeordneten der ÖVP,
SPÖ, NEOS und Grünen unterstützt, während die FPÖ dagegen
stimmte und die Vorgehensweise als „Verfolgungsjustiz“
kritisierte.

Die politische Bühne ist somit von heftigen Kontroversen
geprägt, in denen sich die SPÖ vehement gegen die ÖVP und
FPÖ stellt. Diese Entwicklungen könnten weitreichende
Konsequenzen für die Zukunft der österreichischen Politik
haben, insbesondere in Bezug auf soziale Gerechtigkeit und die
Vertrauensbasis der Bevölkerung in staatliche Institutionen. Der
Druck auf Kickl und seine Partei, sich gegen die Vorwürfe zu
verteidigen, bleibt bestehen, und die SPÖ räumt der Justiz die
notwendige Klärung ein, um potenzielle strafbare Handlungen
transparent zu machen. Diese vertrackte Episode in der
österreichischen Politik zieht somit nicht nur politische
Scharmützel nach sich, sondern wirft auch Fragen zur Integrität



der Verantwortlichen auf.
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